
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN DARMON — RECHTSSACHE 25/85 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

M A R C O D A R M O N 

vom 25. Februar 1986 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Der Kläger, Nuovo Campsider, ist ein 
Unternehmensverband im Sinne des Artikels 
48 EGKS-Vertrag, in dem die italienischen 
Stahlerzeuger, die mit elektrischen Öfen ar­
beiten, zusammengeschlossen sind. Diese 
Erzeuger sind besonders abhängig von 
der Entwicklung des gemeinschaftlichen 
Schrottmarktes, da Schrott der Rohstoff für 
diese Art von Stahlunternehmen bildet. Auf­
grund einer starken Nachfrage in den Ver­
einigten Staaten und der Anziehungskraft, 
die seinerzeit durch die Verteuerung des 
Dollars ausgeübt wurde, befand sich dieser 
Markt seit 1983 in einer Situation, die durch 
steigende Ausfuhren nach diesem Land und 
— innerhalb der Gemeinschaft — durch 
Preiserhöhungen für Schrott gekennzeichnet 
war. 

Nach dem Vorbringen des Klägers hat diese 
Situation schließlich zu Spekulationen ge­
führt, die bewirkt hätten, daß im November 
1984 in Italien ein Mangel an verfügbarem 
Schrott bestanden habe. 

2. Angesichts dieser Umstände richtete der 
Kläger am 16. November 1984 ein Fern­
schreiben an die Kommission, in dem er 
ausführte : 

— Die Schrotthändler hätten im Gegensatz 
zu dem, was in einer Zusammenkunft 
zwischen Stahlherstellern und Schrott­
händlern am 12. November 1984 erklärt 
worden sei, ihre Preise wegen ungenü­
gender verfügbarer Mengen (er bemerkt 
dazu am Rande: „d. h. wegen Schrott­
mangels“) erhöht; 

— die den italienischen Stahlherstellern zur 
Verfügung gestellten Mengen seien seit 
Oktober um 30 % bis 50 % gesunken, 
was eine entsprechende Erhöhung der 
Einfuhren aus Drittländern erforderlich 
gemacht habe; 

— die Lieferanten lehnten es ab, den Käu­
fern für Dezember Schrottmengen zu 
garantieren. 

Der abschließende Passus des Fernschrei­
bens, der für das vorliegende Verfahren ent­
scheidend ist, lautet wie folgt: 

„Wir machen daher die Kommission auf 
diese Marktentwicklung aufmerksam, die 
die Erklärung der italienischen Delegation 
in der Sitzung vom 12. November in Brüssel 
bestätigt, und ersuchen die Kommission, 
ernsthaft die nunmehr äußerst dringende 
Notwendigkeit des Erlasses von Maßnah­
men zur Regularisierung des Schrottmarktes 
in Betracht zu ziehen.“ 

Der Kläger hat die vorliegende, auf Artikel 
35 EGKS-Vertrag gestützte Untätigkeits­
klage erhoben und beantragt festzustellen, 
daß die Kommission dadurch, daß sie die­
sem förmlichen Ersuchen keine Folge gelei­
stet habe, gegen ihre Verpflichtungen aus 
dem EGKS-Vertrag verstoßen und einen 
Ermessensmißbrauch begangen hat. 

3. Der Hinweis auf die Umstände, unter 
denen die Kommission nach dem Vorbrin­
gen des Klägers gemäß Artikel 35 EGKS-
Vertrag angerufen worden ist, reicht aus, 
um die gesonderte Prüfung der Zulässigkeit 
der Klage zu rechtfertigen. 

* Aus dem Französischen übersetzt. 
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Nach Artikel 35 EGKS-Vertrag, der die in 
diesem Vertrag vorgesehene Untätigkeits­
klage behandelt, können, falls die Kommis­
sion 

— „aufgrund einer Bestimmung dieses Ver­
trages oder der Durchführungsvorschrif­
ten verpflichtet [ist], eine Entscheidung 
zu erlassen oder eine Empfehlung aus­
zusprechen, und ... sie dieser Verpflich­
tung nicht nach[kommt]", 

oder 

— „aufgrund einer Bestimmung dieses Ver­
trages oder der Durchführungsvorschrif­
ten befugt ist, eine Entscheidung zu er­
lassen oder eine Empfehlung auszuspre­
chen, dies aber unterläßt, und wenn 
diese Unterlassung einen Ermessensmiß­
brauch darstellt", 

„je nach Lage des Falles die Staaten, der 
Rat oder die Unternehmen und Verbände 
[sie] mit der Angelegenheit befassen". 

Weiter heißt es dort: 

„Hat [die Kommission] innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten keine Entscheidung er­
lassen oder keine Empfehlung ausgespro­
chen, so kann innerhalb einer Frist von ei­
nem Monat wegen der diesem Schweigen 
zu entnehmenden ablehnenden Entschei­
dung beim Gerichtshof Klage erhoben wer­
den." 

Artikel 35 EGKS-Vertrag sieht somit ein 
vorgerichtliches Verwaltungsverfahren vor, 
nach dessen Abschluß das Schweigen der 
Kommission während mehr als zwei Mona­
ten einer stillschweigenden Ablehnung 
gleichgestellt wird, die als solche im Klage­
wege angefochten werden kann. 

4. Die Kommission führt aus, im vorliegen­
den Fall sei die Untätigkeitsklage aus for­
mellen sowie materiellen Gründen offen­
sichtlich unzulässig. 

Erstens erfülle das Fernschreiben seinem In­
halt nach keine der förmlichen Vorausset­
zungen, von denen die vorherige Befassung 
gemäß Artikel 35 Absätze 1 und 2 EGKS-
Vertrag nach der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes abhänge: 

— Es gestatte nicht, mit ausreichender Be­
stimmtheit Mutmaßungen über den In­
halt der Entscheidungen anzustellen, die 
die Kommission hätte treffen sollen 
(Rechtssachen 21 bis 26/61, Meroni, 
Slg. 1962, 155); 

— es habe in keiner Hinsicht den Charak­
ter einer verbindlichen Aufforderung 
oder einer Androhung und es lasse nicht 
erkennen, daß es die Klagefrist habe in 
Gang setzen sollen (Rechtssachen 22 
und 23/60, Elz, Slg. 1961, 389). 

Da der Kläger bei der Kommission nicht 
konkret bezeichnete Maßnahmen beantragt 
habe, habe er die Entscheidung in Wirklich­
keit vollständig in das Ermessen der Kom­
mission gestellt (Rechtssache 75/69, Hake, 
Slg. 1970, 901). 

Das Fernschreiben könne somit nicht als 
eine Aufforderung zum Tätigwerden gemäß 
Artikel 35 EGKS-Vertrag, auf den es nicht 
einmal Bezug nehme, angesehen werden. 
Folglich habe die Kommission in diesem 
Fernschreiben zu Recht nur eine bloße 
schriftliche Bestätigung des vom Kläger in 
der Zusammenkunft vom 12. November 
mündlich vertretenen Standpunkts gesehen, 
auf die man keine „ausdrückliche Antwort" 
von ihr erwartet habe. 

Zweitens sei die Klage schon wegen ihres 
Gegenstands unzulässig. Ein Unternehmens­
verband, dessen Mitglieder Schwierigkeiten 
bei der Deckung ihres Schrottbedarfs hät­
ten, könne der Kommission nicht die Ver­
pflichtung auferlegen, allgemeine Maßnah­
men zur Regularisierung eines Marktes zu 
ergreifen, außer wenn er beweise, daß ihre 
Ablehnung nur auf der festen und offen­
sichtlichen Absicht beruhe, ihm zu schaden. 
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5. Der Kläger führt aus, das Fernschreiben, 
das er an die Kommission gesandt habe, 
bringe seinen Wunsch, eine ausdrückliche 
Antwort von ihr zu erhalten, klar zum Aus­
druck, zumal es den von ihm in der Zusam­
menkunft vom 12. November vertretenen 
Standpunkt schriftlich bestätige. 

Der Kläger ist nicht der Ansicht, daß die 
von der Kommission zur Stützung ihres 
Vorbringens herangezogenen Urteile für 
den vorliegenden Fall von Bedeutung seien, 
und führt aus: 

— Der Wortlaut des Fernschreibens, in 
dem von den dringenden Maßnahmen 
die Rede sei, die die Kommission ergrei­
fen müsse,. um der Krise auf dem 
Schrottmarkt Herr zu werden, lasse kei­
nen Zweifel an seinem Zweck, nämlich 
die Kommission zu ersuchen, entspre­
chend ihren Verpflichtungen aus Artikel 
59 EGKS-Vertrag tätig zu werden. 

— Das Fernschreiben beziehe sich insoweit 
ausdrücklich auf den Mangel an verfüg­
barem Schrott, also auf eine Situation, 
die speziell in Artikel 59 geregelt sei, der 
seinerseits auf Artikel 57 und damit auf 
die verschiedenen Interventionsmaßnah­
men verweise, zu deren Erlaß die Kom­
mission verpflichtet gewesen sei (Artikel 
60 bis 64 und 71 bis 75). 

— Die Dringlichkeit,der von der Kommis­
sion zu ergreifenden Maßnahmen sei so 
groß gewesen, daß sie einen Hinweis auf 
die ihr in Artikel 35 Absatz 3 einge­
räumte Zweimonatsfrist überflüssig ge­
macht habe. 

Das Vorbringen der Kommission, die mate­
riellen Voraussetzungen für die Zulässigkeit 
der Untätigkeitsklage seien nicht erfüllt, 
finde in Artikel 35 EGKS-Vertrag keine 
Stütze. 

6. Die Argumente des Klägers für die Zu­
lässigkeit seiner Klage vermögen nicht zu 
überzeugen. 

Nach Artikel 35 EGKS-Vertrag ist die ge­
gen das Schweigen der Kommission gerich­
tete Untätigkeitsklage nur zulässig, wenn 
diese zuvor mit der Angelegenheit befaßt 
wurde. Sie haben ausgeführt, diese Form­
vorschrift sei von wesentlicher Bedeutung 
und ihr Sinn liege darin, „den Betreffenden 
zu zwingen, die [Kommission] davon in 
Kenntnis zu setzen, daß er gegen ihre et­
waige Unterlassung rechtlich vorgehen 
würde, wodurch die [Kommission] genötigt 
wird, innerhalb einer bestimmten Frist zu 
der Rechtmäßigkeit ihres Nichteingreifens 
Stellung zu nehmen" (Rechtssache 17/57, 
De Gezamenlijke Steenkolenmijnen in Lim­
burg, Slg. 1958—1959, 11, 27). 

Deshalb muß die vorherige Befassung we­
gen der Bedeutung, die ihr der Vertrag 
selbst beimißt, bestimmte Merkmale aufwei­
sen, die geeignet sind, ihr volle Wirkung zu 
verschaffen, namentlich was die der Kom­
mission gesetzte Frist betrifft. 

In Wirklichkeit ist anzunehmen, daß der 
„an den Ablauf einer Zweimonatsfrist ge­
knüpften Fiktion einer stillschweigenden ab­
lehnenden Entscheidung" (Rechtssache 
59/70, Niederlande, Slg. 1971, 639, 
Randnr. 12 der Entscheidungsgründe). not­
wendigerweise ein ausdrücklicher Antrag 
des Klägers gegenüberstehen muß, durch 
den dieser die Kommission gemäß Artikel 
35 EGKS-Vertrag auffordert, gemäß be­
stimmten Vorschriften des primären oder 
abgeleiteten Gemeinschaftsrechts tätig zu 
werden. Anders ausgedrückt müssen in der 
vorherigen Befassung der Kommission, mit 
der der Antragsteller die Ansprüche, die er 
gegebenenfalls gerichtlich durchzusetzen 
beabsichtigt, förmlich geltend macht, ein­
deutig die primären oder abgeleiteten 
Pflichten, um deren Erfüllung die Kommis­
sion ersucht wird, sowie der Wille des An-
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tragstellers, ihre Erfüllung durchzusetzen, 
zum Ausdruck kommen. Generalanwalt 
Roemer hat dies so ausgedrückt: „Nach 
richtiger Auffassung muß sich mit genügen­
der Deutlichkeit aus dem an die Verwaltung 
gerichteten Gesuch entnehmen lassen, wel­
che Maßnahme von der Behörde erwartet 
wird und notfalls im Klagewege durchge­
setzt werden soll" (Rechtssachen 22 und 
23/60, Elz, a. a. O., 417). 

Ihre Rechtsprechung bestätigt das Ergebnis 
dieser Untersuchung meines Erachtens voll­
auf. 

Der Gegenstand der vorherigen Befassung 
muß es ermöglichen, „mit ausreichender Be­
stimmtheit Mutmaßungen über den Inhalt 
[der] Entscheidung anzustellen", die die 
Kommission treffen sollte (Rechtssachen 21 
bis 26/61, Meroni, a. a. O., 165; vgl. ferner 
die Rechtssachen 24 und 34/58, Chambre 
syndicale de la sidérurgie de l'Est de la 
France, Sig. 1960, 591, insb. 625 f.), oder 
die „konkret bezeichneten ... Maßnahmen" 
festzustellen, die sie nach dem Willen des 
Klägers treffen soll, oder den Inhalt der von 
ihr zu treffenden Maßnahmen zu ermitteln 
(Rechtssache 75/69, Hake, a. a. O., 
Randnrn. 7 und 8 der Entscheidungs­
gründe). 

Der Antrag muß in der Form einer „Befas­
sung" gestellt werden, „die darauf abziel[t], 
die Beklagte zum Erlaß einer auf dem Kla­
geweg anfechtbaren ausdrücklichen oder 
stillschweigenden Vorentscheidung zu ver­
anlassen"; dazu muß er den Charakter einer 
„verbindlichen Aufforderung oder einer An­
drohung" haben und „mit ausreichender 
Klarheit erkennen [lassen], daß [er] die Kla­
gefrist in Gang setzen soll" (Rechtssachen 
22 und 23/60, Elz, a. a. O., 408). 

7. Das Fernschreiben vom 16. November 
1984 kann nicht als ausdrücklicher Antrag 
des Klägers an die Kommission angesehen 
werden, durch den diese aufgefordert 

wurde, gemäß Artikel 35 EGKS-Vertrag 
aufgrund bestimmter primärer oder abgelei­
teter Verpflichtungen tätig zu werden. Ich 
habe bereits darauf hingewiesen, daß das 
Schweigen der Kommission nur dann als 
stillschweigende Ablehnung angesehen wer­
den kann, wenn man aus dem vorherigen 
Antrag nicht nur die erwartete Entschei­
dung, sondern auch die Art des vom Kläger 
eingeleiteten Verfahrens eindeutig entneh­
men kann. 

Das Fernschreiben enthält dagegen nur eine 
Beschreibung der mit der Deckung des 
Schrottbedarfs verbundenen Schwierigkei­
ten, denen die italienischen Elektrostahl-
werke angeblich gegenüberstanden. Insoweit 
kann die bloße Erwähnung eines „Schrott­
mangels" nicht ernsthaft als ausreichend be­
trachtet werden, um Mutmaßungen über 
Art und Inhalt der Maßnahmen zu gestat­
ten, die die Kommission nach Artikel 35 
treffen „mußte" oder „konnte". Zurückzu­
weisen ist namentlich die Argumentation des 
Klägers, die darin besteht, aus dieser bloßen 
Erwähnung eine automatische Verweisung 
auf Artikel 59 EGKS-Vertrag und indirekt 
auf diejenigen Bestimmungen herzuleiten, 
auf die dieser Artikel selbst verweist. Eine 
solche Auslegung verwechselt zu Lasten der 
Rechtssicherheit das Stillschweigende mit 
dem Ungenauen. 

Das Fernschreiben kann auch nicht als eine 
Aufforderung angesehen werden. Zwar 
kann die mangelnde Bezugnahme auf Arti­
kel 35 allein nicht als entscheidend betrach­
tet werden, denn der Hinweis auf ein even­
tuelles Untätigbleiben oder Nichteingreifen 
der Kommission hätte genügen können, 
wenn der Kläger im übrigen klargestellt 
hätte, daß er beabsichtigte, die Kommission 
zu verklagen, falls sie sich weigern sollte, 
tätig zu werden. Das Fernschreiben enthält 
jedoch nichts, was es der Kommission er­
möglicht hätte, darin eine der Untätigkeits­
klage nach Artikel 35 vorgeschaltete Befas-
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sung zu sehen. Nach seinem Wortlaut be­
zweckt es nicht, die Kommission zu nöti­
gen, innerhalb einer bestimmten Frist zu der 
Rechtmäßigkeit ihres Nichteingreifens Stel­
lung zu nehmen, sondern lediglich, sie auf 
die Situation des Schrottmarktes aufmerksam 
zu machen und sie zu ersuchen, „ernsthaft 
die nunmehr äußerst dringende Notwendig­
keit des Erlasses von Maßnahmen zur Re-
gularisierung des Schrottmarktes in Betracht 
zu ziehen". So ergibt sich aus dem Wortlaut 

des Fernschreibens selbst nicht, daß der Klä­
ger beabsichtigte, die Kommission zum Er­
laß einer Entscheidung zu veranlassen, man­
gels deren er den Gerichtshof angerufen 
hätte. Die bloße Erwähnung der Dringlich­
keit der zu treffenden Maßnahmen kann 
nicht ernsthaft das Fehlen eines entspre­
chenden Hinweises ausgleichen, der der 
Kommission klargemacht hätte, daß das 
Fernschreiben die Frist des Artikels 35 Ab­
satz 3 EGKS-Vertrag in Gang setzen sollte. 

8. Aus allen diesen Gründen komme ich, ohne daß zu prüfen wäre, ob die Untä­
tigkeitsklage noch anderen Voraussetzungen genügt, zu dem Ergebnis, 

1) daß die Klage unzulässig ist, 

2) daß die Kosten dem Kläger aufzuerlegen sind. 
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